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Amt/Abteilung: 

Amt für Recht und 

öffentliche Ordnung 
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Aktenzeichen: 
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An: Datum der Beratung Zuständigkeit Abstimmungsergeb. 

   Stadtvorstand 21.10.2013 Vorberatung 

Hauptausschuss 29.10.2013 Vorberatung 

Stadtrat 12.11.2013 Entscheidung 

 

    

Betreff: 

 

Änderung der Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Erhebung von wiederkehrenden 

Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt Landau in der Pfalz (Ausbaubeitragssatzung) 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Stadtrat beschließt den dieser Sitzungsvorlage als Anlage beigefügten Entwurf zur Änderung der 

Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den 

Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt Landau in der Pfalz (Ausbaubeitragssatzung) 

 

Begründung: 

 

Die Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den 

Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt Landau in der Pfalz (Ausbaubeitragssatzung) entspricht im 

Wesentlichen der Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz vom 25.03.2008 

mit Stand der Rechtsprechung bis zum Jahr 2009. 

 

Bedingt durch Urteile des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz, zuletzt vom 21.08.2012 (6 C 

19085/12.OVG), wurde die Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebundes in Bezug auf die 

Regelungen zu den Eckgrundstücken und den durchlaufenden Grundstücken (§ 7) neu gefasst. 

Insoweit soll nun auch die städtische Satzung an die Vorlage aus der Mustersatzung angepasst werden. 

 

Die redaktionellen Änderungen in § 6 der Satzung dienen der Klarstellung und entsprechen nun 

ebenfalls der Mustersatzung. 

 

Weiterhin ist § 11 (Beitragsschuldner) der Satzung dahingehend zu ändern, dass der Gewerbetreibende 

auf einem Grundstück künftig nicht mehr als Beitragsschuldner aufgeführt wird. Das OVG RP hat in 

jüngerer Rechtsprechung entschieden, dass  aufgrund der Grundstücksbezogenheit der Ausbaubeiträge 

der Gewerbetreibende auf dem Grundstück nicht als Beitragsschuldner herangezogen werden kann. 

  

 

 

 

 

Auswirkung: 

 

Produktkonto: 

Haushaltsjahr: 

Betrag: 

Über- oder außerplanmäßige Ausgaben: 



- 2 - 

Mittelbedarf ist über die genehmigten Haushaltsansätze gedeckt: Ja/Nein 

 

Bei Investitionsmaßnahmen ist zusätzlich anzugeben: 

Mittelfreigabe ist beantragt: Ja /Nein  

 

Es handelt sich um eine förderfähige Maßnahme: Ja /Nein  

 

Sofern es sich um eine förderfähige Maßnahme handelt: 

Förderbescheid liegt vor: Ja /Nein  

Drittmittel, z.B. Förderhöhe und Kassenwirksamkeit entsprechen den veranschlagten 

Haushaltsansätzen und wirken nicht krediterhöhend: Ja /Nein  

 

Sonstige Anmerkungen:  

 

Anlagen: 

 

Entwurf der Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Landau in der Pfalz über die Erhebung von 

wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt Landau in der Pfalz 

(Ausbaubeitragssatzung) 

 

Beteiligtes Amt/Ämter: 

Bauamt 

BGM 

 

Schlusszeichnung: 
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